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Mitten in der großen Krise
Ein »New Deal« für Europa

Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit, Armut und 
Klimawandel im Ganzen bekämpfen

Im – langsam untergehenden – Zeitalter des Neolibera-
lismus halten sich Ökonomen und Wirtschaftspolitiker 
bei der Diagnose von Problemen an zwei Grundsätze. 
Erstens: Wo ein Problem in Erscheinung tritt, dort liegen 
auch seine Ursachen. Zweitens: Jedes der großen Prob-
leme wie Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit oder Kli-
mawandel wird isoliert betrachtet und bedarf dementspre-
chend einer »Spezialtherapie«. 

Zwei Beispiele verdeutlichen diese »arbeitsteilige« 
Sichtweise. Beispiel 1: Die Hauptgründe für hohe Haus-
haltsdefizite und steigende Staatsverschuldung sind über-
mäßige Staatsausgaben und die Ineffizienz der öffentli-
chen Verwaltung. Beispiel 2: Die Hauptursachen hoher 
Arbeitslosigkeit bestehen in übermäßigen Lohnkosten 
und überregulierten Arbeitsmärkten.

Diesen (Symptom-)Diagnosen entsprechen die (Sym-
ptom-)Therapien. Im Hinblick auf die Staatsfinanzen 
wird verordnet: Der Staat soll durch (Maastricht-)Regeln 
zu Disziplin verhalten werden, er soll seinen Haushalt 
durch Sparen konsolidieren und sich durch umfassende 
Privatisierungen aus der Wirtschaft zurückziehen. Ar-
beitslosigkeit soll bekämpft werden durch Reduktion 
der Reallöhne, durch geringere Lohnnebenkosten, durch 
Senkung der Anreize zur Arbeitslosigkeit (Kürzung von 
Arbeitslosengeld etc.), sowie durch die Schaffung atypi-
scher Beschäftigungsverhältnisse.
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Tatsächlich sind die großen Probleme wie Staatsver-
schuldung, Arbeitslosigkeit, Ungleichheit in der Verteilung 
von Einkommen, Vermögen und (damit) der Entfaltungs-
chancen oder die Umweltverschlechterung gemeinsam an-
gewachsen in einem langen Entwicklungsprozess. Dieser 
Prozess wurde immer stärker von neoliberalen Leitlinien 
geprägt, verbunden mit einer Verlagerung der kapitalisti-
schen Kernenergie, des Profitstrebens, von real- zu finanz-
wirtschaftlichen Aktivitäten.

Strategien zur Bewältigung der gesellschaftlichen 
Hauptprobleme müssen diese Transformation vom Real-
kapitalismus der 1950er bis 1970er Jahre zum Finanzkapi-
talismus der vergangenen drei Jahrzehnte berücksichtigen, 
also eingebettet sein in den Prozess des polit-ökonomi-
schen Entwicklungszyklus. Seine letzte Talsohle wurde 
durch die große Depression der 1930er Jahre und den 
Zweiten Weltkrieg geprägt. Das Lernen aus der Krise er-
möglichte die realkapitalistische Prosperitätsphase: An-
haltende Vollbeschäftigung und der stetige Ausbau des 
Sozialstaats stärkten Gewerkschaften und Sozialdemokra-
tie, gleichzeitig drifteten die Intellektuellen nach links, die 
Vermögenden gerieten gesellschaftspolitisch in die De-
fensive, die Losungen des Neoliberalismus wurden für 
sie (wieder) attraktiv. Die schrittweise Entfesselung der 
Finanzmärkte nach neoliberaler Rezeptur seit Anfang der 
1970er Jahre verlagerte das Gewinnstreben von Real- zu 
Finanzinvestitionen und prägte so die finanzkapitalisti-
sche Abschwungsphase der vergangenen drei Jahrzehnte.

Während der Realkapitalismus durch seinen Erfolg 
zugrunde gegangen war, geht nun der Finanzkapitalis-
mus an seinem Misserfolg zugrunde – die Krise ist die 
große Frucht nach neoliberaler Blüte. Fazit: Das Ende 
der Sackgasse ist erreicht und damit der Anfang einer 
neuen Talsohle im langen Zyklus.
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Um möglichst frühzeitig aus der Krise zu lernen und 
diese so zu verkürzen, bedarf es eines wirtschafts- und 
sozialpolitischen Gesamtkonzepts, insbesondere für die 
EU. Denn in Europa hat sich der »neoliberale Smog« 
in den Köpfen der Eliten besonders stark ausgebreitet. 
Gleichzeitig verstärkt die Krise die Spannungen inner-
halb der Union, was wiederum alte Feindbilder zum Le-
ben erweckt, innerhalb der einzelnen Länder (Inländer 
versus Ausländer) ebenso wie zwischen den Ländern 
(Mitteleuropa versus Club Med). In einer hartnäckigen 
Krise wird sich auch manches Gespenst der europäi-
schen Geschichte wieder beleben lassen.

Fazit: Ein »New Deal« für Europa ist nicht nur zur 
Bewältigung der ökonomischen Hauptprobleme im Gan-
zen nötig, sondern auch zur Stärkung des sozialen und 
europäischen Zusammenhalts.

1. Hauptthesen des Essays

Ich möchte in diesem Papier folgende Thesen begründen 
und ihre Bedeutung am Beispiel der Konsolidierung der 
Staatsfinanzen erläutern. 

These 1: Die gängigen Symptomdiagnosen und -the-
rapien sind eingebettet in die neoliberale Weltanschau-
ung und damit Teil der langfristigen Produktion der 
großen Probleme Staatsverschuldung, Arbeitslosigkeit, 
Armut und Umweltverschlechterung. Die Leugnung des 
Gemeinschaftlichen (»there is no such thing as society«), 
die Diskreditierung des Staates als Feind der Bürger (er 
ist auch »unser Verein«), die Vernachlässigung der In-
vestitionen in Infrastruktur, Bildung, Umwelt und in den 
sozialen Zusammenhalt, all dies hat den Unternehmen 
und Arbeitnehmern schweren Schaden zugefügt. Noch 
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größer war der Schaden für die Produzierenden durch 
die Entfesselung der Finanzmärkte und damit durch die 
Verlagerung des Gewinnstrebens von real- zu finanz-
wirtschaftlichen Aktivitäten.

These 2: Diese Entwicklung war unvermeidlich. Denn 
der Neoliberalismus ist die Ideologie im Interesse des Fi-
nanzkapitals, nicht des Realkapitals. Die Losungen gegen 
Sozialstaat und Gewerkschaften haben die Unternehmer 
(-vertreter) schon vor langer Zeit dazu verführt, den Neo-
liberalismus als ihre Ideologie zu adoptieren. Dies hat 
ihnen sehr geschadet, besonders den Klein- und Mittelbe-
trieben. Gleichzeitig haben die anwachsenden Probleme 
und ihre Behandlung durch sparpolitische Schwächung 
des Sozialstaats und Atypisierung der Beschäftigung das 
Verhältnis zwischen den Sozialpartnern verschlechtert. 
Die Interessen des Finanzkapitals können sie nicht als 
ihren gemeinsamen Gegner erkennen, weil (fast) jeder 
selbst Finanzkapital besitzt.

These 3: Eine Essenz des Finanzkapitalismus besteht 
darin, dass Finanzaktiva geschaffen werden, die keine 
realwirtschaftliche Deckung haben. Zunächst geschah 
dies durch Aktienbooms, dann durch Kreditvergabe an 
nahezu mittellose Häuslbauer. Als der fiktive Charakter 
der Finanzforderungen durch den Verfall von Aktienkur-
sen und Immobilienpreisen offenbar wurde, begann sich 
der Staat als Ersatzbank zu betätigen, nahm Geld auf und 
gab es den richtigen Banken – das Problem unzureichen-
der Deckung wurde nur verschoben. Wenn nun EZB und 
EU durch Schaffung eines Rettungsfonds Griechenland 
und danach Portugal und Spanien und Italien beistehen, 
wird das Problem weitergeschoben. Eine nachhaltige 
Lösung kann nur darin bestehen, dass die Staaten in die 
Lage versetzt werden, ihre Schulden zu bedienen. Dies 
setzt ein stabiles und merkliches Wirtschaftswachstum 

20



voraus, also eine Verlagerung des Gewinnstrebens von 
der Finanz- zur Realwirtschaft, einen »New Deal« als 
nachhaltigen Anschub und eine Abkehr vom Weltbild 
der letzten Jahrzehnte.

These 4: Die schwierigste Phase der großen Krise liegt 
nicht hinter uns, sondern vor uns. Ein neuerlicher Rück-
gang der Aktienkurse bei gleichzeitig hoher Arbeitslosig-
keit, leeren Staatskassen und zunehmendem Zweifel an 
der realen Deckung der Staatschulden wird ohne kluge 
Gegensteuerung dazu führen, dass alle Sektoren versu-
chen, ihre Lage durch Sparen abzusichern: Unternehmer, 
Haushalte, Ausland und Staat. Das ist der Stoff, aus dem 
ökonomische Depressionen gemacht sind. In einer sol-
chen Situation muss der Staat der Realwirtschaft nachhal-
tige Impulse geben, gleichzeitig aber auch seine Finanz-
lage stabilisieren. Dafür gibt es nur einen Weg: Er muss 
den Einkommensstärksten, insbesondere den Besitzern 
großer Finanzvermögen, spürbare Konsolidierungsbei-
träge abverlangen, und zwar nicht aus sozialen, sondern 
aus technisch-makroökonomischen Gründen: Die Finanz-
rentiers reagieren darauf nicht mit einer Einschränkung 
ihres Konsums, sondern ihres Sparens.

These 5: Mit einem Teil dieser Mittel sollen jene Pro-
bleme energisch angegangen werden, die in den vergan-
genen 20 Jahren vernachlässigt wurden. Dazu gehören 
insbesondere die Verbesserung der Umweltbedingun-
gen, von einer »generalstabsmäßigen« thermischen Ge-
bäudesanierung über die Erneuerung der Energiever-
sorgung bis zur Ökologisierung von Industrieprodukten 
wie der Förderung von Elektroautos (all dies würde den 
Unternehmen zusätzliche Aufträge bringen). Ein weite-
rer Schwerpunkt besteht in massiven Investitionen ins 
Bildungswesen (einschließlich Vorschulbereich), ins-
besondere zur Verbesserung der Qualifikation von Kin-
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dern mit Migrationshintergrund und der Bedingungen an 
den Universitäten. Den dritten Schwerpunkt bilden alle 
Maßnahmen zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts, 
von einer Verbesserung der Entfaltungschancen junger 
Menschen (insbesondere im Bereich Wohnen und Ar-
beit) über eine aktive Armutsbekämpfung bis zu einer 
Organisation der Altenbetreuung, die den Standards ei-
nes modernen Sozialstaats entspricht.

These 6: Es liegt im eigenen Interesse der Besitzer der 
(großen) Finanzvermögen, in der jetzigen Situation spür-
bare Konsolidierungsbeiträge zu leisten, um dem Staat 
eine nachhaltige Ankurbelung der Realwirtschaft zu er-
möglichen. Für die »Reichen an Geld« (Rentiers) ist dies 
viel wichtiger als für die »Reichen an Realkapital« (Un-
ternehmer), da Erstere den größten Teil der Staatsanlei-
hen halten (direkt oder indirekt in Form von Investitions- 
oder Pensionsfonds). Die Deckung der Staatsanleihen 
besteht nämlich im künftigen Wirtschaftswachstum und 
den daraus erfließenden Staatseinnahmen sowie den da-
durch vermiedenen Sozialausgaben.

These 7: Wenn die »Reichen an Geld« darauf bestehen, 
dass der Staat seine Schulden an sie durch eine wachs-
tumsdämpfende Verringerung der Staatsausgaben abzahlt, 
dann verlangen sie eine logische Unmöglichkeit. Den 
Arbeitnehmern muss nämlich zuerst die Chance gegeben 
werden, gemeinsam mit den Unternehmern die Schulden 
des Staates gegenüber den »Reichen an Geld« abzutragen. 
Wenn nicht, wäre ein partieller Staatsbankrott, im optima-
len Fall eine gemeinsam von allen EU-Staaten koordinier-
te Umschuldung (= Ausgleichsverfahren) unvermeidlich. 
Dann werden die Finanzrentiers viel mehr verlieren als 
wenn sie jetzt kräftig zur Konsolidierung beitragen.

These 8: Das politische Haupthindernis für eine Stär-
kung der Realwirtschaft besteht darin, dass Unternehmen/
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Unternehmer wie Arbeitnehmer auch (kleine) »Reiche an 
Geld« sind. In ihrer Eigenschaft als Finanzrentiers wer-
den sie sich gegen Konsolidierungsbeiträge wehren (die 
großen wie Siemens ebenso wie die kleinen Sparer). Sie 
begreifen nicht, dass ihre Beiträge als Teil einer expansi-
ven Gesamtstrategie ihnen selbst in ihrer Eigenschaft als 
Unternehmer oder Arbeitnehmer nützen würden.

These 9: Ist der erste Schock am Beginn einer Krise 
vorbei, so reagieren die Eliten mit dem Versuch, das Un-
angenehme zu verleugnen oder zu verdrängen. Gleich-
zeitig steigt das Bedürfnis nach Sicherheit. Beides stärkt 
die Tendenz, zum Status quo ante zurückzukehren, also 
jene Bedingungen wiederherzustellen, die vor der Krise 
herrschten. Dieses paradoxe Verhaltensmuster – es haben 
ja eben diese Bedingungen zum Heranwachsen der Krise 
beigetragen – steht einem Lernen aus der Krise entgegen. 
Die Abkehr der Eliten von ihren unter Schockeinwir-
kung gemachten Reformversprechen und der Übergang 
zu »Wir machen weiter wie vorher« verdeutlichen diese 
Lernhemmung. Genau deshalb vertieft sich die System-
krise und verstärkt den Leidensdruck – allerdings bei 
den sozial Schwachen und nicht bei den (ökonomischen) 
Eliten, deren Nach-Denken eine Überwindung der Krise 
ermöglichen würde. Überdies sind Tempo und Gründ-
lichkeit des Lernens bei den ökonomischen Eliten aus 
einem zweiten Grund schwach ausgeprägt: Es fällt ihnen 
besonders schwer, sich von der alten Weltanschauung 
und den darauf basierenden Modellen zu lösen.

These 10: In einer hartnäckigen Krise nimmt die Ten-
denz des »Rette sich wer kann« auch im Verhältnis der 
Länder zueinander zu. Mehrere Faktoren werden die 
Zentrifugalkräfte in der EU stärken: Die Länder haben 
umso weniger Möglichkeit, die Folgen der Krise zu be-
kämpfen, je geringer ihr wirtschaftliches Entwicklungs-
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niveau und je prekärer daher die soziale Lage der Men-
schen ist. Denn diese Länder zahlen für die öffentlichen 
Schulden viel höhere Zinsen als die »reichen« Länder 
wie Deutschland. Auch sind die einzelnen EU-Länder 
durch ein Gefangenendilemma quasi gelähmt: Betreibt 
jedes einzelne Land eine expansive Politik, so fließen 
gut 50 Prozent der Impulse ins Ausland. Machen alle 
EU-Länder dies gemeinsam, so stärken sie sich wechsel-
seitig. Gleichzeitig muss die expansive Gesamtstrategie 
in den Ländern mit (hohen) Leistungsbilanzüberschüs-
sen und relativ günstiger Lage der Staatsfinanzen stär-
ker ausgeprägt sein als in den Problemländern. Fazit: 
Gebraucht wird das Konzept eines koordinierten »New 
Deal« für Europa und ein Leadership der PolitikerInnen, 
dieses umzusetzen.
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